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Partizipative Technologiepolitik 
in Österreich? 
Bericht zu den Projekten 
„Techpol 2.0“ und „FSA-Energie“ 
von Michael Nentwich, ITA Wien 
Im Herbst 2006 schloss das Institut für 
Technikfolgen-Abschätzung (ITA) eine Stu-
die für den österreichischen „Rat für For-
schung und Technologieentwicklung“ (RFT) 
ab, die zwei wichtige Anliegen der österrei-
chischen Technologiepolitik verknüpft: zum 
einen mehr „Awareness“ für technologiepo-
litische Themen in der Bevölkerung zu 
schaffen und dies mittels Beteiligungsver-
fahren zu versuchen; zum anderen – über 
die Bewusstseinsbildung hinaus – das in-
ternational bewährte Potenzial von partizi-
pativen Verfahren zur Legitimitätssteige-
rung und zur Stärkung der „sozialen Ro-
bustheit“, also der gesellschaftlichen Ver-
ankerung von technologiepolitischen Ent-
scheidungen zu nutzen. Seit Sommer 2007 
hat das ITA die Gelegenheit, im Auftrag des 
RFT und zweier Bundesministerien (Innova-
tion/Technologie und Wirtschaft) diese Er-
gebnisse umzusetzen. Kurz vor Erscheinen 
dieses Berichtes hat eine partizipative Ver-
anstaltung zum Thema „Energie und End-
verbraucherInnen“ stattgefunden. 
1 Techpol 2.0: Awareness – Partizipation – 
Legitimität 
Im Rahmen der Forschungs- und Technologie-
politik haben wir es heute häufig mit Wertekon-
flikten zu tun, die die Frage betreffen, welches 
Wissen wir zu welchen (ethischen) Kosten wol-
len bzw. wie wir mit diesem umgehen wollen. 
Diese Wertekonflikte, die in gewissem Ausmaß 
auch Wissens- und Interessenskonflikte sind, 
können durch die Abhaltung strukturierter Dia-
logverfahren unter Einbeziehung von bis dahin 
nicht involvierten BürgerInnen (Laien) neben 
Fachleuten und InteressenvertreterInnen wenn 
schon nicht gelöst, so doch transparenter, um-
fassender und strukturierter verhandelt werden. 
Damit besteht sowohl Aussicht auf bessere Ent-
scheidungen, da sie auf breiterer Basis Wissen, 
Interessen und Werthaltungen einbeziehen, als 
auch auf die größere Legitimierung von Ent-
scheidungen. Die vorgeschlagenen Verfahren 
treten neben die bewährten Entscheidungspro-
zesse, erweitern diese, sind jedoch nicht als 
Ersatz für sie gedacht. 
Die internationale Erfahrung lehrt einer-
seits, dass es für unterschiedliche Themen und 
Ziele höchst unterschiedliche Verfahren gibt; 
das bekannte Verfahren der Konsens- bzw. Bür-
gerInnenkonferenz ist nur eines von vielen mög-
lichen. Andererseits eignet sich auch nicht jedes 
Thema zu jedem Zeitpunkt für die Behandlung 
in einem zumeist aufwändig vorzubereitenden 
öffentlichen Beteiligungsverfahren. Die ITA-
Studie (Nentwich et al. 2006) stellt daher neun 
typische und bewährte Verfahren vor, analysiert 
deren potenziellen Einsatzbereiche und zeigt 
Wege auf, wie das bestgeeignete Verfahren für 
ein gegebenes Thema gefunden werden kann.1 
Ein „Zwischenergebnis“ war die deutsche Über-
setzung des flämischen Handbuchs partizipati-
ver Verfahren (Steyaert et al. 2006). 
Daraus abgeleitet und auf Basis internati-
onaler Erfahrungswerte wurde in einem nächs-
ten Schritt ein Kriterienkatalog erstellt, mit 
dessen Hilfe mögliche technologiepolitische 
Themen daraufhin untersucht werden, ob sie zu 
einem bestimmten Zeitpunkt in einem partizi-
pativen Verfahren mit Aussicht auf Erfolg ver-
handelt werden können. Wichtige Kriterien 
sind dabei insbesondere das potenzielle Inte-
resse der Medien und die politische Konjunktur 
des Gegenstandes. Außerdem spielen die 
Komplexität der Materie sowie deren bisherige 
politische Thematisierung eine wichtige Rolle. 
Das ITA hat im Rahmen dieses Projekts 
testweise zwölf Themen, die bereits auf dem 
„Radar“ der Technologiepolitik aufgetaucht 
sind, anhand dieser Gesichtspunkte analysiert 
und unter Einbeziehung der Ergebnisse von 
Interviews mit AkteurInnen und ExpertInnen 
der österreichischen Technologiepolitik eine 
Auswahl von drei Themen getroffen. Auf Basis 
eines speziell entwickelten Rasters2 war es mög-
lich, jenen Verfahrenstyp zuzuordnen, der am 
besten für eine Fragestellung passt. Die folgen-
den drei Themen erschienen im Herbst 2006 für 
das Abhalten einer partizipativen Veranstaltung 
im Jahr 2007 besonders gut geeignet: 
• eine BürgerInnenkonferenz zur Präimplan-
tationsdiagnostik, 
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• eine Citizen Jury zu RFID-Chips (Radio 
Frequency Identification), 
• eine Future Search Conference zum Thema 
Energieeffizienz.3 
Auf Basis des von uns erarbeiteten Kriterienka-
talogs für die Auswahl von geeigneten Themen 
und der Systematisierung der bewährten Ver-
fahrenstypen empfahlen wir außerdem, in Zu-
kunft regelmäßig technologiepolitische Ent-
scheidungen transparenter, öffentlichkeitswirk-
samer (und damit legitmitätserhöhend) zu tref-
fen. Das Screening und die Analyse der aktuel-
len Themen machen deutlich, dass es eine 
Vielzahl von gut geeigneten Themen gibt und 
geben wird, deren Behandlung in partizipativer 
Art ein gewinnbringender Input für traditionel-
le Entscheidungsverfahren wäre. 
Unsere Analyse des institutionellen Rah-
mens und der wesentlichen Akteure in Öster-
reich war darauf gerichtet, die potenziellen 
Adressaten und Auftraggeber für die Einspei-
sung dieses für Österreich neuartigen technolo-
giepolitischen Inputs aufzuzeigen. Im Zentrum 
stehen der RFT, die Forschungsförderungsge-
sellschaft (FFG) und die jeweils relevanten 
Bundesministerien. Daher traten wir im Herbst 
2006 mit dem RFT in Verhandlungen ein, um 
die Ergebnisse des Projekts Techpol 2.0 umset-
zen zu können. Die Entscheidung fiel für das 
dritte der oben genannten Themen und das ITA 
hat nunmehr die Chance, dem RFT und den 
beiden mit Energietechnologieforschung be-
fassten Ministerien BMVIT und BMWA nach-
zuweisen, dass mittels eines partizipativen 
Verfahrens ein interessanter und für die laufen-
de Formulierung dieses Politikbereichs rele-
vanter Beitrag geleistet werden kann. 
2 Future Search & Assessment „Energie 
und EndverbraucherInnen“ 
Ausgangspunkt des laufenden ITA-Projekts 
„Future Search & Assessment – Energie und 
EndverbraucherInnen“ (kurz: FSA-Energie) 
bildet der Themenbereich „Energie und End-
verbraucher“ des Forschungsprogramms „Ener-
gie der Zukunft“ des BMVIT.4 
Aktualität und hohes öffentliches Interesse 
zeichnen diesen Themenbereich besonders für 
die Durchführung eines Beteiligungsverfahrens 
und die damit verbundene Bewusstseinsbildung 
aus. Nach Angaben der österreichischen Ener-
gieagentur geben die inländischen Haushalte 
jährlich rund zehn Mrd. Euro für Energie aus.5 
Zudem ist der Energieverbrauch der privaten 
Haushalte in den letzten Jahren stark angestie-
gen. Die Aktualität des Themas zeigt sich auch 
in der zunehmend wahrgenommenen Notwen-
digkeit, den Energieverbrauch drastisch zu 
senken, um globalen Veränderungsprozessen 
wie dem Klimawandel entgegenzuwirken. 
Im Rahmen einer zweitägigen Veranstal-
tung am letzten November-Wochenende 2007 
haben sich 36 – extra zu diesem Zweck rekru-
tierte, so weit wie möglich repräsentativ für die 
österreichische Bevölkerung ausgewählte – 
BürgerInnen mit den Leitbildern auseinanderge-
setzt, die dem Forschungsprogramm im engeren 
Sinne und der österreichischen Energiefor-
schung im weiteren Sinne zu Grunde liegen. 
Diese Leitbilder wurden im Vorfeld durch das 
ITA-Team identifiziert und in ihre wesentlichen 
Komponenten zerlegt. Die TeilnehmerInnen 
haben in einer ersten Phase diese Leitbildele-
mente diskutiert und kommentiert und zu einem 
gemeinsamen Leitbild neu zusammengesetzt. 
Mit Bezug zur Lebenswelt der Teilneh-
merInnen wurden in einer zweiten Phase (am 
zweiten Tag) die Sozialverträglichkeit ausge-
wählter Forschungsfragen bzw. die Technolo-
gieperspektiven auf dem Weg zur Zielerrei-
chung (mehr Energieeffizienz, weniger Ener-
gieverbrauch) diskutiert und bewertet. Der 
Begriff „Sozialverträglichkeit“ umfasst in die-
sem Zusammenhang sowohl gemeinwohlorien-
tierte Aspekte (Leitbild) als auch Fragestellun-
gen, die unmittelbar die Aneignung möglicher 
technischer Anwendungen durch die NutzerIn-
nen (etwa in Form veränderter täglicher Routi-
nen) betreffen. 
In einem Vorbereitungsworkshop im Sep-
tember 2007 wurden diese, anschließend im 
Detail von den BürgerInnen zu behandelnden 
Themen, vorausgewählt: „Mikro-Kraft-Wärme-
Kopplung“, „Visualisierung und Monitoring des 
Energieverbrauchs“, „Neue Systemlösungen 
und Vermeidungsstrategien“ sowie „Innovative 
Leasing- und Contracting-Modelle“. 
Die wichtigsten Ergebnisse der partizipati-
ven Hauptveranstaltung im November wurden 
im Rahmen einer – nicht vom ITA organisierten 
– anschließenden ExpertInnenkonferenz den 
wesentlichen Zielgruppen aus Politik, Verwal-
TA-PROJEKTE 
Seite 82 Technikfolgenabschätzung – Theorie und Praxis Nr. 3, 16. Jg., Dezember 2007 
tung und Wissenschaft präsentiert. Die Bür-
gerInnen erhielten dadurch auch die Gelegen-
heit, die Ergebnisse direkt an Entscheidungsträ-
gerInnen und ExpertInnen heranzubringen. 
Ziel des Prozesses war somit die Formu-
lierung von Empfehlungen zu den im Zuge des 
Verfahrens aufgeworfenen Themen, die für die 
Forschungspolitik sowohl inhaltlich als auch 
auf legitimatorischer Ebene relevant sind. Dar-
über hinaus hofft ITA, dass das Ergebnis der 
Veranstaltung eine wertvolle Grundlage für die 
Kommunikation mit der Öffentlichkeit darstel-
len wird. Durch eine gut funktionierende 
Kommunikation können die potenziellen Nut-
zerInnen frühzeitig mögliche Bedenken, aber 
auch positive Aspekte und gänzlich neue Wün-
sche artikulieren. Derartiges Wissen kann dazu 
verwendet werden, Anforderungen an und 
Auswahlkriterien für konkrete Forschungspro-
jekte zu ergänzen. 
3 Ausblick 
Es ist zweifellos noch zu früh, ein adäquates 
Fazit zu ziehen, ob die vom ITA ausgegangene 
Initiative in Richtung verstärkter Einbeziehung 
von BürgerInnen die Formulierung österreichi-
scher Technologie- und Forschungspolitiken 
nachhaltig gestalten wird. Dass der Rat für For-
schung und Technologieentwicklung jedoch 
bereits 2003 eine BürgerInnenkonferenz durch-
führen ließ (damals zum Thema „Genetische 
Daten“), anschließend das ITA beauftragte, die 
Perspektive einer verstärkten Einbeziehung der 
Öffentlichkeit in die Technologiepolitik auszu-
loten (Projekt Techpol 2.0), und die Ergebnisse 
nicht nur begrüßt, sondern darüber hinaus die 
Geschäftsstelle des Rates beauftragt hat, 2007 
einen weiteren Pilotversuch zu machen und dazu 
auch aktiv nach Partnern in den thematisch zu-
ständigen Ministerien zu suchen (Projekt FSA-
Energie), stimmt optimistisch. Das ITA ist sich 
freilich bewusst, dass es unter anderem auch von 
der gelungenen Vermittlung der Ergebnisse des 
laufenden Projekts FSA-Energie abhängen wird, 
ob und wie diese Herangehensweise in Zukunft 
fortgeführt wird. Die Reaktionen der bei der 
Präsentation anwesenden Forschungsstaatssek-
retärin, eines Mitglieds des RFT sowie der 
VertreterInnen der Verwaltung waren bereits 
sehr positiv. Wir beobachten weiters auch be-
reits in anderen Bereichen eine steigende Aufge-
schlossenheit gegenüber einer frühzeitigen Ein-
beziehung der potenziellen NutzerInnen in die 
Ausgestaltung von Forschungsprogrammen - so 
zuletzt im Rahmen des neuen Programms „Be-
neFIT“ des BMVIT, in dem es um die Förde-
rung der Entwicklung von Technologien für 
ältere Menschen geht. 
Anmerkungen 
1) Die neun analysierten Verfahren sind: Zukunfts-
werkstatt, Future Search Conference / Scenario 
Workshop, Voting Conference, Dialogverfahren / 
Runder Tisch, Konsensuskonferenz, Citizen Ju-
ry, Planungszelle, Delphi-Verfahren und Fokus-
gruppen. 
2) In diesem Raster unterscheidet das ITA drei we-
sentliche Dimensionen: den Repräsentationstyp 
(Einbeziehung von Laien versus ExpertInnen 
bzw. Stakeholdern), die politische Handlungs-
form (explorativ versus rahmensetzend) und die 
Thematisierungsweise (Werte versus Wissen 
bzw. Interessen). Es würde den Rahmen dieses 
Beitrags sprengen, die Herleitung dieses heuristi-
schen Instruments näher darzustellen (siehe je-
doch Nentwich et al. 2006, insbes. S. 13-21). Das 
Instrument hat sich nach unserer Auffassung be-
währt, um einerseits der Unterschiedlichkeit der 
typischen partizipativen Verfahren gerecht zu 
werden und um andererseits den verschiedenen 
Charakteristika der untersuchten Technologie-
themen zu entsprechen. Aus der Kombination der 
Zuordnung der Verfahren und der Themen in un-
serer Matrix ergaben sich wertvolle Hinweise für 
geeignete Verfahren je Thema. 
3) Neben diesen drei Hauptvorschlägen regte das 
ITA außerdem zwei zusätzliche aktuelle Themen 
für eine Citizen Jury an: die „Elektronische le-
bensbegleitende Gesundheitsakte“ (ELGA), deren 
Umsetzung in Österreich ab 2007 geplant wird, 
und das Thema „Biobanken“, das zuletzt auch die 
Bioethikkommission im Bundeskanzleramt be-
schäftigt hat. Abschließend schlagen wir dem 
RFT und der FFG für die Findung von zukünfti-
gen technologiepolitischen Schwerpunktsetzun-
gen regelmäßige (etwa im Dreijahresrhythmus 
abgehaltene) Delphiverfahren unter Einbeziehung 
von ExpertInnen und Stakeholdern vor. 
4) Siehe dazu http://www.energiederzukunft.at. 
5) 2006 bedeutet dies im Schnitt monatlich 228 € 
pro Haushalt (45 % für Treibstoffe, 33 % für 
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Bewertung und Kommunikation 
von chemischen Risiken und 
kumulierten Stressfaktoren 
Ein Zwischenbericht zum Projekt 
„NoMiracle“ 
von Christina Benighaus und Ortwin Renn, 
DIALOGIK Stuttgart 
Neu eingeführte Technologien führen dazu, 
dass Mensch und Umwelt neben den natür-
lichen Stressfaktoren vielfältigen anthropo-
gen verursachten Schadstoffen, Strahlung 
und Lärm ausgesetzt sind. Die mittel- und 
langfristigen Wirkungen dieser Expositio-
nen einzeln und in ihrer Kombination sind 
oftmals nicht geklärt. NoMiracle (NOvel 
Methods for Integrated Risk Assessment of 
CumuLative stressors in Europe) ist ein EU-
Verbundprojekt, das neue Methoden entwi-
ckelt, um Risiken von chemischen, physika-
lischen oder biologischen Substanzen bes-
ser abschätzen zu können. Dazu werden die 
verschiedenen Risiken in ihrer kumulierten 
Wirkung betrachtet. 
Das Projekt NoMiracle1 entwickelt einen integ-
rierten Forschungsrahmen zur Beschreibung und 
Interpretation von so genannten kombinierten 
Stressfaktoren, die zur Identifikation von Bio-
markern and zur Entwicklung von weiteren 
Indikatoren für die Erfassung von Kombinati-
onseffekten führen und liefert damit ein neues 
Verständnis für eine kombinierte Risikobewer-
tung. Das Projekt will klären, wie der Austausch 
von Stoffen zwischen verschiedenen Umweltbe-
standteilen abläuft und wie diese Prozesse durch 
natürliche Stressfaktoren beeinflusst werden. 
Durch diese Zielsetzung versucht NoMi-
racle, Mängeln der bisherigen Risikobewertung 
von chemischen Substanzen entgegenzuwirken. 
Zu solchen Mängeln zählen beispielsweise, 
dass die meisten Verfahren Unsicherheitsfakto-
ren in Rechnung stellen, die nicht auf wissen-
schaftlichen Messungen, sondern auf pauscha-
len Sicherheitsabständen beruhen. 
